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positiv haben wir es empfunden, dass 
der Weg der Einbeziehung der Angehö-
rigen des Ressorts und nicht der Prü-
fung durch externe Berater gewählt 
wurde.

Unsere Verbandsarbeit war erfolgreich. 
Im Ergebnisbericht wurde eine Kern
forderung des VBB aufgenommen: die 
Fokussierung des Einsatzes von militä-
rischem Personal auf die Aufgabenbe-
reiche, in denen militärische Expertise 
und eine Aufgabenerledigung im Sta-
tus Soldatin bzw. Soldat erforderlich 
ist. Die Erkenntnis, dass sich die Streit-
kräfte in den letzten Jahren von ihrem 
Kernauftrag zum Teil weit entfernt ha-
ben, hat sich offensichtlich auch bei 
der Leitung des BMVg durchgesetzt. 

Im Ergebnisbericht sind einige Elemente 
enthalten, die die Bundeswehr weiter 
voranbringen können und die wir aus-
drücklich befürworten, wie beispiels-
weise die Stärkung der Wehrverwal-
tung in der Fläche, um die notwendige 
Unterstützung bei der Landes- und 
Bündnisverteidigung gewährleisten 
zu können. 

Der Ergebnisbericht enthält viele klare 
Feststellungen zu Defiziten und Forde-
rungen. Er leistet nach unserer Auffas-
sung jedoch Folgendes nicht: eine dif
ferenzierte Analyse der jeweiligen 
Kernaufgaben und eine daraus ab
geleitete stringente Hinterlegung mit 
Personal. Sei es zivil oder militärisch, ob 
Berufssoldat:innen oder Zeitsoldat:in-
nen, Beamte und Beamtinnen oder 
Tarifbeschäftigte. Wir haben und hat-
ten das Verständnis, dass die Bestands-
aufnahme nur der Auftakt für weitere 
Veränderungen und klare Maßnahmen 
sein würde. In den erforderlichen nach-
haltigen und dauerhaften Reformpro-
zess, der nach unserer Einschätzung 
unmittelbar fortgesetzt oder besser  
begonnen werden muss und der im 
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der Wechsel an der Spitze der Bundes-
wehr war schnell vollzogen, der VBB 
hat sich mit Respekt von der scheiden-
den Bundesministerin Christine Lamb-
recht verabschiedet und dem neuen 
Bundesminister Boris Pistorius gratu-
liert. Dieser ist ab dem ersten Tag sei-
nes Amtes in den Medien präsent und 
wir kennen schon seine Stimme. Span-
nender ist jedoch die Frage, wie er mit 
dem politischen „Erbe“ seiner Vorgän-
gerin umgeht. 

Die „Kritische Bestandsaufnahme“, die 
von der BM’in beauftragte umfassende 
Analyse, befand sich auf der Zielgera-
den. Dem Hauptpersonalrat war ein 
Ergebnisbericht vorgelegt worden; die 
Stellungnahme des Gremiums liegt der 
Leitung des BMVg vor. Der VBB hatte 
die Arbeiten an der Bestandsaufnahme 
in den vergangenen Monaten stets 
konstruktiv begleitet. Als besonders 

Weitere Informationen zum 
VBB finden Sie auch online.

Besuchen Sie uns unter:
www.vbb-bund.de
www.facebook.com/vbb.bund

Der VBB ist nun 
auch bei Twitter 
vertreten
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Ergebnisbericht vage mit Be-
griffen wie „Attraktivität“ 
oder „Nachhaltigkeit“ um-
schrieben wird, werden wir 
uns weiterhin intensiv ein-
bringen.

Die kritische Bestandsauf-
nahme hat auch deutlich 
gemacht, dass der Steue-
rungsbedarf im Bereich des 
militärischen Personals we-
sentlich größer ist als bei den 
Zivilbeschäftigten. Es ist auch 
offenkundig geworden, dass 
der sog. Binnenarbeitsmarkt 
keine nachhaltige Perspektive 
für ausscheidende Soldatin-
nen und Soldaten auf Zeit 
sein wird: Wenn der Status-
wechsel vom Soldaten zum 
Zivilisten auf ein und dersel-
ben Stelle einmal erfolgt ist, 
kann das nicht wiederholt 
werden. Die Stelle bleibt 
dann zivil. Für nachfolgende 
„Generationen“ von Soldatin-
nen und Soldaten eröffnet 
sich dieser Weg nicht mehr. 
Insgesamt ist der zivile Rege-
nerationsbedarf auch deut-
lich geringer als die Anzahl 
der SaZ, die die Bundeswehr 
jährlich verlassen. Und da die 
Bundeswehrverwaltung in 
der Fläche nur noch schwach 
vertreten ist, sind andere 
öffentliche Dienstherren in 
bevorzugten Wohnorten ins-
besondere der jungen Gene-
ration „Z“ viel attraktiver. 
Insgesamt 40 Prozent der 
ausscheidenden SaZ wech-
seln in den öffentlichen 
Dienst, nur ein Bruchteil da-
von innerhalb der Bundes-
wehr. 

Klar und von uns unmissver-
ständlich immer wieder kom-
muniziert ist: Der Abholpunkt 
für den Statusgruppenwech-
sel im Rahmen des Binnenar-
beitsmarktes werden immer 
die Bildungsabschlüsse bzw. 
anerkennungsfähige Berufs-
abschlüsse sein, nicht aber 
die im Rahmen der militäri-
schen Ausbildung erworbe-
nen Qualifikationen. Die Ein-
trittskarte für das militärische 
Laufbahnrecht ist grundsätz-
lich keine zivilberufliche Qua-

lifikation, sondern das Beste-
hen militärischer Lehrgänge. 
Und spätestens hier wird 
deutlich, dass ein automati-
scher Wechsel aus dem Sol-
datenstatus in den Beamten-
status nicht funktionieren 
wird. Dieser Wechsel kann 
nur dann gelingen, wenn die 
Befähigung für eine Beam-
tenlaufbahn nach den gesetz-
lichen Kriterien nachgewie-
sen wurde. Und nur so kann 
verhindert werden, dass es in 
der Zukunft in der Bundes-
wehrverwaltung die „Beam-
ten light“ gibt, die nur be-
grenzt verwendbar sind.

Allerdings gibt es einen leich-
ter zu beschreitenden Weg, 
mit dem der Statuswechsel 
auf die zivile Seite gelingen 
kann: Sofern dieselbe Tätig-
keit wie zuvor im Soldaten-
status weiter ausgeübt 
werden soll, ist nicht not
wendigerweise ein Wechsel 
in ein Beamtenverhältnis 
erforderlich. Wenn diese 
Tätigkeit nicht hoheitlich ist 
– und das trifft auf Tausende 
Dienstposten, auch hochwer-
tige, in der Bundeswehr zu 
wie zum Beispiel auf Rech-
nungsführer –, kann sie  
auch im Arbeitnehmerstatus 
ausgeübt werden. Dann 
kommt es nicht auf die Lauf-
bahnbefähigung, sondern 
nur auf die Qualifikation für 
diese Tätigkeit an. Wir emp-
fehlen der neuen Leitung des 
BMVg diese Weitung der Per-
spektiven für ausscheidende 
Soldatinnen und Soldaten 
auf Zeit. Durch die Nachversi-
cherung der Zeitsoldaten in 
der Rentenversicherung und 
den jederzeit möglichen 
Wechsel in die gesetzliche 
Krankenversicherung ist der 
Übergang in die Tarifbeschäf-
tigung problemlos. Dieser 
Ansatz würde zu dem gebo-
tenen, auch in der kritischen 
Bestandsaufnahme richtig 
konstatierten, notwendigen  
Aufwuchs des zivilen Be-
reichs durch tarifliche Be-
schäftigungsmöglichkeiten in 
der Bundeswehr signifikant 
beitragen.

Aktivitäten gibt es an der 
Tariffront. Hier fand die erste 
Verhandlungsrunde in Pots-
dam statt. Auch der VBB hat 
vor Ort durch unsere Tarif
beschäftigten im wahrsten 
Sinne des Wortes „Flagge“ 
gezeigt. Die Bundesinnenmi-
nisterin Nancy Faeser wird 
notfalls an ihre Zusage von 
Anfang Januar erinnert wer-
den, dass die Ergebnisse der 
Tarifverhandlungen auf die 
Beamten und Beamtinnen 
übertragen werden. 

Leider hat sie auch deutlich 
gemacht, dass sie eine Redu-
zierung der 41-Stunden-Wo-
che für die Bundesbeamten-
schaft nicht befürwortet. Der 
Personalmangel im öffentli-
chen Dienst hat sie zu dieser 
Auffassung bewogen. Das 
entsprechende Interview ist 
im Heft nachzulesen.

Eine weitere offene Flanke 
offenbart die Bundesregie-
rung bei der amtsangemes-
senen Alimentation. Das 
Bundesverfassungsgericht 
hatte im Mai 2020 die Para-
meter für die Mindestali-
mentation und die Besol-
dung kinderreicher Familien 
in zwei Beschlüssen deut-
lich gemacht. Die meisten 
Bundesländer haben hier 
im letzten Jahr entspre-
chende Gesetze auf den 
Weg gebracht, mit durch-
aus unterschiedlichen Rege-
lungen zu den Eingangsäm-
tern, den Erfahrungsstufen 
und dem Familienzuschlag. 
Es droht die Gefahr, dass 
der Bund hier, ausgerechnet 
bei unseren unteren Besol-
dungsgruppen, abgehängt 
wird und insbesondere die 
Bundesländer, die die Ein-
gangsämter angehoben ha-
ben, attraktiver werden als 
der Bund. Der VBB sieht 
hier die Amtsseite in der 
Verpflichtung, sich für die 
Beamten und Beamtinnen 
der Bundeswehr aktiv ein-
zubringen.

Die Bundesregierung beab-
sichtigt in einem aktuellen 

Gesetzentwurf, das bewährte 
Disziplinarrecht des Bundes 
zu ändern, um das Verfahren 
zu beschleunigen und Verfas-
sungsfeinde schneller aus 
dem öffentlichen Dienst zu 
entfernen. Während bisher 
bestimmte Disziplinarmaß-
nahmen dem Richtervorbe-
halt unterlagen und damit 
den bestmöglichen Rechts-
schutz für die Beamtinnen 
und Beamten boten, ist nun-
mehr beabsichtigt, alle Ent-
scheidungen auf die behördli-
che Ebene vorzuverlegen und 
durch Verwaltungsakt zu ent-
scheiden. Natürlich besteht 
allgemeiner Konsens, dass 
Verfassungsfeinde im öffent-
lichen Dienst und erst recht 
in der Bundeswehr nichts zu 
suchen haben. Der VBB ist 
aber der Auffassung, dass der 
Gesetzgeber mit diesem ge-
setzgeberischen Schnell-
schuss ohne Not in unverhält-
nismäßiger Weise in den 
garantierten Bereich der her-
gebrachten Grundsätze des 
Berufsbeamtentums eingreift 
oder anders: deutlich über 
das Ziel hinausgeschossen ist. 
Der dbb hat konsequenter-
weise im Januar auf der 
Grundlage der Stellungnah-
men und der Unterstützung 
der Fachverbände – auch des 
VBB – eine deutlich ableh-
nende Stellungnahme gegen-
über dem BMI abgegeben. 

Zum Schluss: Ein anderes 
kleineres, aber für jeden Ein-
zelnen wichtiges Reformvor-
haben hängt fest. Die Dienst-
vereinbarung für mobiles 
Arbeiten im BMVg kommt 
nicht voran, von einer sinn-
vollen Rahmendienstverein-
barung für den gesamten 
Geschäftsbereich ganz zu 
schweigen.

 

Ihre  
 

Imke v. Bornstaedt-Küpper, 
Bundesvorsitzende

4

Ve
rb

an
d 

de
r B

ea
m

te
n 

un
d 

Be
sc

hä
ft

ig
te

n 
de

r B
un

de
sw

eh
r

vbb

> vbb magazin  |  Januar/Februar 2023



Mitgliederinformation – 
Beitragsanpassung zum  
1. Januar 2023
Zum 1. Januar 2023 kommt es für die Mitglieder 
des VBB wie gewohnt zu einer moderaten Bei-
tragsanpassung.

Seit dem Bundesvertretertag 
2014 werden die VBB-Beiträge 
der jeweils geltenden Besol-
dung angepasst. Ziel der Bei-
tragsgestaltung ist ein Satz 
von 0,3 Prozent der Stufe 1 der 
Eingangsbesoldungsgruppen 
in den jeweiligen Beitragsklas-
sen. Aufgrund der Anpassung 
der Beamtenbesoldung Bund 
zum 1. April 2022 müssen wir 
nun ebenfalls unsere Beiträge 
anpassen. Um bei solchen un-
terjährigen Änderungen nicht 
innerhalb eines laufenden Jah-
res eine komplexe Programm-
umstellung durchführen zu 
müssen, wird für den Beitrag 
des laufenden Jahres die Be-
soldung des Vorjahres zugrun-
de gelegt.

Durch die Dynamisierung der 
Mitgliedsbeiträge entspre-
chend der jeweiligen Besol-
dung/dem Gehalt können 
Kostensteigerungen in der 
Verbandsarbeit abgefangen 
und eine effektive Verbandsar-
beit weiter gewährleistet wer-
den. Zudem ist es dank des eh-
renamtlichen Engagements 
vieler unserer Mitglieder auch 
weiterhin möglich, dass die 
Beiträge im Vergleich zu unse-
ren Mitbewerbern entspre-
chend gemäßigt ausfallen.

Wir bedanken uns für Ihr Ver-
ständnis und versprechen, 
maßvoll und verantwortungs-
bewusst mit Ihren Mitglieds-
beiträgen umzugehen.�

VBB-Mitglieder-Werbeaktion 2023
Unter dem Motto „Mitglieder werben Mitglieder“ 
setzt der VBB seine erfolgreiche Mitgliederwerbe-
aktion auch im Jahr 2023 fort.

Wer bis zum 31. Dezember 
2023 ein neues beitragspflich-
tiges Mitglied wirbt, erhält 
eine Werbeprämie in Höhe von 

20 Euro für jedes geworbene 
Mitglied. Das geworbene Mit-
glied erhält als Prämie eine 
RFID Anti-Skimming-Karte.

Bei der Anti-Skim-
ming-Card handelt es 
sich um einen soge-
nannten RFID Blocker, 
der EC- und Kreditkar-
ten effektiv vor Ha-
ckerangriffen und so-
mit ungewolltem 
Bezahlen (Auslesen 
der Karte und Abbu-
chen von Geld – kon-
taktloses Bezahlen) 
schützen kann! 
Durch den speziellen 

Aufbau absorbiert die Karte 
die Energie des elektromag-
netischen Feldes, das von 
RFID-Lesegeräten ausgesen-
det wird, so kommt keine 
Kommunikation mit der  
EC-/Kreditkarte zustande. 
Das Ganze funktioniert ohne 
Störfunktion, ohne Elektronik 
und damit auch ohne Batte-
rien und Elektrosmog und die 
Karte wird einfach zu den an-
deren Karten ins Portemon-
naie gesteckt.

Wenn Sie sich gleichzeitig auch 
beim dbb vorsorgewerk an
melden, erhalten Sie zusätzlich 
einen 15-Euro-Amazon-Gut-
schein – dies gilt auch für Ihre 
Werber:in oder wenn Sie selbst 
Kollegin:innen werben.

Und jetzt sind Sie gefragt:

Die Ansprüche an eine auf die 
Bedürfnisse der Kollegin:nen 
ausgerichtete gewerkschaftli-
che Vertretung der Beschäftig-
ten wachsen. Bei immer 
schwierigeren politischen und 
wirtschaftlichen Rahmenbe-
dingungen rückt das Interesse 
an einer wirksamen berufspoli-
tischen Interessenvertretung 
in den Vordergrund. Helfen Sie 
mit, durch Werbung neuer Mit-
glieder unseren Verband und 
damit unsere/Ihre Interessen 
weiter zu stärken:

Wir alle sind der VBB! Und nur 
gemeinsam sind wir stark!

Die Mitgliedschaft kann auch 
online auf der Homepage des 
Verbandes der Beamten und 
Beschäftigten der Bundeswehr 
e.V. ausgefüllt werden.�

©
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©
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Gemeinsamer Austausch
Zu einem Besuch in der Bundesleitung kam  
unser Ansprechpartner im Gesamtpersonalrat 
beim ZBrdSchBw und seit Juli 2022 ordentliches 
Mitglied im Hauptpersonalrat, Rainer Zeller, um 
sich über die Belange im Brandschutz mit der 
Bundesvorsitzenden Imke v. Bornstaedt-Küpper 
auszutauschen.

Neben allgemeinen Fragen 
wurden insbesondere die Ru-
hegehaltsfähigkeit der Feuer-
wehrdienstzulage sowie die 
Schaffung von Dienstposten 

für feuerwehrdienstuntaug
liches Brandschutzpersonal 
besprochen. Es wurde ein 
regelmäßiger Austausch ver
abredet.�

Einweihung des 
Marinearsenals 
Warnow-Werft in 
Rostock-Warnemünde 
am 11. Januar 2023
Am 11. Januar 2023 wurde in Rostock  
Geschichte geschrieben.

Erstmals hat die Bundeswehr 
eine Werft erworben. Möglich 
wurde dies, weil der bisherige 
private Inhaber insolvent 
wurde.

Das Marinearsenal in Wil-
helmshaven platzte ohnehin 
aus allen Nähten und hatte 
nicht ausreichend Kapazitäten, 
um alle Instandsetzungsauf-
träge der Marine in der gebote-
nen Zeit abzuarbeiten.

Es geht nicht nur um die 
Liegenschaft, sondern mittler-
weile konnten mehr als 400 
Beschäftigte übernommen 
werden. Daraus wurde eine 
Win-win-Situation: Das Know-
how der Beschäftigten geht 
nicht verloren und sie erhalten 
sichere Arbeitsplätze bei einer 
solventen Arbeitgeberin.

Die Veranstaltung in Warne-
münde war sehr beeindru-

ckend. Das Heeresmusikkorps 
Neubrandenburg stand auf der 
„Knurrhahn“ im Trockendock 
und somit im sicherlich größ-
ten Orchestergraben der Welt. 
Zugleich war es die letzte gro-
ße Veranstaltung von Bundes-
ministerin Christine Lambrecht 
– was zu diesem Zeitpunkt je-
doch noch nicht bekannt war.

„Ich freue mich sehr, dass wir 
heute miteinander die Warnow-
Werft für das Marinearsenal 
einweihen. Denn dieser Ort ist 
ein leuchtendes Beispiel für 
unsere harte Arbeit, die Sicher-
heit Deutschlands zu erhalten. 
Gerade in der aktuellen sicher-
heitspolitischen Lage ist dieser 

Schritt wichtig, um gemeinsam 
die Zeitenwende mit Leben zu 
füllen. Sie alle hier leisten ei-
nen ganz wichtigen Beitrag für 
die Einsatzbereitschaft unserer 
Marine und damit für unsere 
Bundeswehr insgesamt“, so 
Verteidigungsministerin Chris-
tine Lambrecht.

Solche Veranstaltungen bieten 
natürlich immer auch die Gele-
genheit zum Meinungsaus-
tausch. Die Bundesvorsitzende 
Imke v. Bornstaedt-Küpper 
sprach unter anderen mit 
Malte Krause, Leiter Stab Org 
Rev, und Barbara Wießalla,  
Abteilungsleiterin IUD (siehe 
Foto).�

©
 V

BB
 (2

)

©
 V

BB

6

Ve
rb

an
d 

de
r B

ea
m

te
n 

un
d 

Be
sc

hä
ft

ig
te

n 
de

r B
un

de
sw

eh
r

vbb

> vbb magazin  |  Januar/Februar 2023





VBB beim Sicherheitspolitischen Forum NRW  
auf dem Podium
Am 5. Dezember 2022 nahm die Bundesvorsitzende des VBB, Imke v. Born-
staedt-Küpper, im Rahmen des Sicherheitspolitischen Forums der Friedrich-
Ebert-Stiftung an einer Podiumsdiskussion zum Thema „Zeitenwende in der 
Deutschen Sicherheits- und Verteidigungspolitik – Auswirkungen auf die 
Bundeswehr“ teil.

Den Auftakt machte der 
ParlSts im BMVg, Thomas 
Hitschler, mit einer Tour d’ho-
rizon, in der er unter anderem 
auch ganz persönliche Ein-
drücke aus den Verhandlun-
gen zum 100-Milliarden-Son-
dervermögen schilderte. Der 
anschließende Impulsvortrag 
des Hauptgeschäftsführers 
des Bundesverbandes der 
Deutschen Sicherheits- und 
Verteidigungsindustrie, Herrn 
Dr. Hans Christoph Atzpodien, 
gab einen sehr guten Ein-
druck von der Kooperations-
bereitschaft der Rüstungs
industrie. Das BAAINBw 
erwähnte er ausdrücklich 
wertschätzend.

Die Bundesvorsitzende des 
VBB legte den Fokus auf das 
Personal. Sie machte deutlich, 
dass der VBB nachdrücklich 
die Notwendigkeit einer 
Stärkung der Truppe unter-
stützt und referierte zu eini-
gen „Stellschrauben“, die die-
sem Ziel dienen. Da die 

Personalgewinnung im militä-
rischen Bereich in den letzten 
Jahren stagnierte und jetzt 
sogar rückläufig ist, muss die 
Binnenoptimierung innerhalb 
der Bundeswehr vorangetrie-
ben werden. Das Publikum 
war einigermaßen überrascht 
darüber, in welchem Umfang 

Soldatinnen und Soldaten zivi-
le Aufgaben wahrnehmen. Die 
Forderung nach einer Besin-
nung auf die militärischen 
Kernaufgaben und einer Rück-
führung von zivilen Aufgaben 
in zivile Hände (Substitution) 
wurde daher freundlich aufge-
nommen.

Frau v. Bornstaedt-Küpper 
warnte bei der Gewinnung 
von Soldatinnen und Soldaten 
auf Zeit (SaZ) vor der Zusage 
einer zivilen Weiterverwen-
dung. Der sogenannte Binnen-
arbeitsmarkt mag attraktiv 
sein, aber er ist nach gelten-
dem Recht kein Automatis-
mus. Im Übrigen wechseln be-
reits jetzt circa 40 Prozent 
aller ausscheidenden SaZ in 
den öffentlichen Dienst.

Für Diskussionsstoff sorgten 
die Aussagen der Bundesvor-
sitzenden zu den Altersgren-
zen des Soldatengesetzes. 
Nach der Devise „Personal, 
das bleibt, muss man nicht ge-
winnen“ forderte sie ange-
sichts der schlechten Perso-
nalgewinnungssituation eine 
Überprüfung der bisherigen 
Praxis der frühen Pensionie-
rungen, teilweise bereits ab 
dem 55. Lebensjahr. Die positi-

ven Effekte auf den Regenera-
tionsbedarf sind offenkundig. 

Ein spannender Abend unter 
der Moderation von Oberst 
a. D. Hans-Joachim Schaprian 
klang danach bei gemein
samen Gesprächen im Foyer 
aus.�
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